
Frau Barbe (SPD):

Herr Krause! Sie wiesen darauf hin, daß es nicht gut wäre, die 
Arbeitslosenzahlen immer wieder zu nennen, aber ich denke, es 
gehört zur Glaubwürdigkeit unserer Regierung, zu sagen, das ist 
eine schwierige Situation, und wir müssen in dieser Situation 
auch Dinge unternehmen. Das heißt also,

(Zuruf: Die Frage bitte.)

- ich komme dazu - wir müssen auch im Nachtrag um Nach­
tragsgeld verhandeln.

Sind Sie bereit dazu, das von der Bundesregierung anzufor­
dern, was uns an Geldern für die Arbeitsbeschaffung fehlt für 
Qualifizierungs- und Umschulungsprogramme?

(Beifall bei SPD)

Dr. Krause (CDU/DA):

Da kann ich Ihnen konkret antworten. Es ist besser, nicht 
spektakulär in der Öffentlichkeit solche Forderungen über die 
Medien zu stellen, sondern in Abhängigkeit der Möglichkeiten in 
konkreten Ressortverhandlungen über diese Mittel zu sprechen. 
Das ist günstiger.

(Beifall bei CDU/DA)

Zweitens: Es muß, wenn es solche Verhandlungen gibt, erst 
Vorlagen im Kabinett der Regierung geben, und wenn diese Vor­
lagen im Kabinett der Regierung entsprechend Bestätigung fän­
den, dann muß man beispielsweise über Nachtragshaushalte 
diskutieren.

Ich finde es aber eine fragwürdige Eigenart, wenn der Haus­
haltsausschuß der Volkskammer bestätigt hat, daß Ende Sep­
tember über eventuelle Nachtragshaushalte hier im Ausschuß 
zu sprechen ist, daß dann schon kurz, nachdem der Haushalt be­
stätigt ist, eine Debatte stattfindet, die vom zweistelligen Cha­
rakter der Forderung her durchaus eine relative Streuung auf­
weist, dann noch ergänzt durch Forderungen zu Investitionshil­
fen, die ich auch sehe, diese Forderung zur Investitionshilfe.

Ich möchte aber unbedingt darauf hinweisen, daß wir im 
Staatsvertrag zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion drei 
Milliarden solcher Investitionshilfen bereits bekommen haben. 
Vielleicht wäre es wichtiger, deutlicher nachzugucken, was wir 
mit diesen ersten drei Milliarden machen, bevor wir spektakulär 
vielleicht 30 Milliarden fordern. Das ist meine Sorge, die ich ha­
be, weil wir hier durch Forderungen, die vielleicht nicht in jedem 
Fall fachlich vollständig zu begründen sind, als Bestandteil des 
Währungssystems im deutschen Währungsbereich einen gro­
ßen Einfluß auf Stabilität der Währungsmärkte haben. Es ist 
meine Sorge, daß wir mit den öffentlichen Diskussionen nicht et­
wa um 3,1,3,5 oder 3,8 Milliarden, sondern indem wir undifferen­
ziert über Geld reden, die Situation für den DDR-Bürger nicht 
verbessern.

(Beifall bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Krause, gestatten Sie noch drei Fragen? - Dann bitte die 
letzten drei Fragen.

Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Herr Staatssekretär, nachdem Sie eine Kostprobe Ihrer rheto­
rischen Fähigkeiten gegeben haben, Zweckoptimismus und 
Zweckpessimismus zu verbreiten, kommt jetzt die Frage: Wel­
che Konzeption hatte denn Ihre Regierung, die Regierungsge­
schäfte zwischen der Landtagswahl am 14. Oktober und der von 
Ihnen ins Gespräch gebrachten gesamtdeutschen Wahl am
2.Dezember weiterzuführen, wohlgemerkt: die Regierungsge-
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schäfte, obwohl viele aus Ihrer Regierung und Ihrer Abgeordne­
ten bereits vorgegeben haben, in die Länderparlamente überzu­
wechseln?

Dr. Krause:

Wir haben und hatten die Konzeption, wenn wir bei den Wah­
len am 2. Dezember bleiben, die Regierungsgeschäfte bis zum
2. Dezember fortzusetzen. Das ist doch unstrittig, und das ist 
auch kein typisches CDU-Thema, daß nach dem 14. Oktober sich 
Abgeordnete dieses Hauses in die Länderparlamente orientie­
ren. Das ist eigentlich ein Problem, welches in allen Fraktionen 
entsteht.

(Zuruf: Wie wollten Sie es machen?)

Ich persönlich? Das sage ich Ihnen nach der Veranstaltung, 
wenn Sie Wert darauf legen.

(Beifall bei CDU/DA)

Dr. Kauffold (SPD):

Nachdem, wie ich annehme, Sie wissentlich falsch dargestellt 
haben, daß hinsichtlich der Strukturanpassungs- und Überbrük- 
kungssummen, die im ersten Staatsvertrag ausgehandelt wur­
den, Konsens bestand - diese Summen waren in eckigen Kla 
mern angegeben, und es wurde ausdrücklich von unserer Sene’ 
darauf hingewiesen, daß keine Übereinstimmung mit der DDR- 
Delegation bestand -, möchte ich Sie fragen: Wissen Sie, daß zu 
den Agrargesetzen, die den Umstrukturierungsprozeß einleiten 
sollen, die den Leuten Hoffnung geben sollen, die ihnen eine Per­
spektive geben sollen, die den Übergangsprozeß flankieren sol­
len und die hier im Haus einstimmig angenommen worden sind, 
schon von der Bundesrepublik Dissens angemeldet wurde im 
Zusammenhang mit dem Einigungsvertrag?

Ich möchte Sie weiter fragen: Werden Sie sich als Chefunter­
händler dafür einsetzen, daß diese Gesetze auch für einen Über­
gangszeitraum weiter gelten werden?

Dr. K r a u s e (CDU/DA):

Mit Sicherheit werde ich mich dafür einsetzen.

Das habe ich für den Bereich Landwirtschaft bei den Verhand­
lungen seinerzeit getan, und das tue ich bei den jetzigen Ver­
handlungen auch. Sie müssen aber, um die Darstellung korrekt 
vorzunehmen, darauf hinweisen, daß bei Vertragsunterzeich 
nung unter Zustimmung Ihres Hauses die Fragen der Landwi 
Schaft nicht mehr in eckigen Klammern stand.

Zum anderen muß ich darauf hinweisen, daß sich meine Kritik 
weniger auf die finanzielle Absicherung als vielmehr auf die or­
ganisatorische Vorbereitung der Umstellung zur Marktwirt­
schaft in der Landwirtschaft orientiert. Das ist der entscheiden­
de Punkt.

(Beifall bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Eine letzte Anfrage bitte.

Dr. Korber (SPD):

Herr Dr. Krause, sind Sie der Meinung, daß die Mittel und In­
strumente für die Investitionsförderung, die im ersten Staatsver­
trag behandelt wurden, zu zögerlich angegangen wurden; denn 
das, was wir erleben, ist ja nicht, daß sich die Investoren hier mit 
sehr viel Freude auf dem Gebiet der DDR praktisch niederlassen.

(Frau Wegener, PDS: Nicht mal ohne Freude.)


